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Es geht um den Gesetzentwurf zur Tarifeinheit

  

Angriff auf Streikrecht? Krellmann wirft Ministerin Nahles Tabubruch vor

  

Montag 20. Oktober 2014 - Berlin/Hameln (wbn). Einen schwerwiegenden Tabubruch wirft
die heimische Bundestagsabgeordnete Jutta Krellmann (Die Linke) der
Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles (SPD) vor.

  

"Mit einem Gesetz zur Tarifeinheit geht zwangsläufig eine Einschränkung des Streikrechts
einher. Was die Bundesregierung plant, ist ein beispielloser Angriff auf das grundgesetzlich
verbürgte Streikrecht. Diesen Tabubruch werden wir in keinem Fall akzeptieren", erklärt Jutta
Krellmann, gewerkschaftspolitische Sprecherin der Fraktion Die Linke, zur Ankündigung von
Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles, im November einen Gesetzentwurf zur Tarifeinheit
vorzulegen.

      

  

Fortsetzung von Seite 1

  

Krellmann weiter: "Im Windschatten der öffentlichen Diskussion um die  Streiks bei der Bahn
und der Lufthansa will das SPD-geführte  Bundesarbeitsministerium die Tarifautonomie der
Gewerkschaften  einschränken. Nach den Hartz-Gesetzen steht hier ein weiterer Ausverkauf 
der gewerkschaftspolitischen Tradition der SPD an. Eine solidarische  Interessenvertretung
durch eine Einschränkung der Tarifautonomie  erzielen zu wollen, ist blanker Hohn.

  

Der richtige Weg wäre es, die  Gewerkschaften zu stärken, etwa durch die längst überfällige 
Zurückdrängung von Leiharbeit und Werkverträgen. Die Linke steht zu dem  Grundsatz, dass
die Sicherung der Tarifeinheit allein Aufgabe der  Gewerkschaften ist. Eine gesetzliche
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Regelung wäre nicht nur ein  Verfassungsbruch, sie würde sich auch negativ auf die
Verhandlungs- und  Durchsetzungskraft der Gewerkschaften auswirken. Die Linke wird sich 
deshalb konsequent einer gesetzlichen Regelung in den Weg stellen und  sich auch an den
außerparlamentarischen Protesten dagegen beteiligen."
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